
Beschlussauszug
Sitzung des Rates der Stadt Hagen vom 27.09.2018

Ö 4.3 Vorschlag der AfD-Fraktion
hier: Einrichtung von Waffenverbotszonen (Prüfauftrag) 

Status: öffentlich/nichtöffentlich Beschlussart: (offen)
Zeit: 15:03 - 18:34 Anlass: normale Sitzung
Raum: Ratssaal
Ort: Rathaus an der Volme
Vorlage: 0875/2018 Vorschlag der AfD-Fraktion

hier: Einrichtung von Waffenverbotszonen (Prüfauftrag)

Herr Eiche führt anhand von Beispielen aus, inwieweit in verschiedenen Städten in 
der Bundesrepublik Waffenverbotszonen eingerichtet wurden und kritisiert die Länge 
der Stellungnahme der Verwaltung. Er bedauert, dass man sich in Hagen gegen eine 
Waffenverbotszone ausspricht und den präventiven Charakter dieser Maßnahme 
nicht erkennt.
 
Herr Oberbürgermeister Schulz erwidert, dass die Stellungnahme vollumfänglich und 
inhaltlich erschöpfend ist und diese in Absprache mit der Polizei Hagen erstellt 
wurde.
 
Frau Hanning erklärt, dass allen von Herrn Eiche genannten Beispielen konkrete 
Vorfälle zugrunde liegen. Sie zweifelt den präventiven Erfolg einer 
Waffenverbotszone an.
 
Herr Eiche gibt zu bedenken, dass die AfD-Fraktion keine Anlässe für die Einrichtung 
einer Waffenverbotszone benötigt, sondern an den präventiven Charakter dieser 
Maßnahme glaubt. Ein weiterer positiver Aspekt dieser Maßnahme ist es, dass die 
Ordnungsbehörden weitergehende Handlungsmöglichkeiten in einer 
Waffenverbotszone haben. Er erläutert die verschiedenen Arten von Waffen und 
inwieweit diese im Alltag mitgeführt werden dürfen oder nicht. 
 
Herr Schmidt merkt an, dass der Antrag der AfD-Fraktion von der Verwaltung 
vollständig abgearbeitet wurde und verweist nochmals darauf, dass die 
erforderlichen Information mit der Polizei Hagen abgestimmt wurden.

Beschluss:
 



Vor diesem Hintergrund erbeten wir die Verwaltung anhand vorliegender 
Kriminalitätsstatistiken in Abstimmung mit der hiesigen Polizei
 
1. zu prüfen, ob und an welchen Standorten, öffentlichen Plätzen und Straßen der 
Stadt Hagen die Einrichtung von Waffenverbotszonen notwendig ist
 
und
 
2. sofern sich eine Notwendigkeit zur Einrichtung von Waffenverbotszonen ergibt, ein 
entsprechendes Ersuchen an das Land NRW abzureichen und notwendige 
Gespräche mit der Landesregierung vorzubereiten.
 

Abstimmungsergebnis:
X Ohne Beschlussfassung

 


